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Stellenstreichungen statt
Stellenzuwachs ist das Gebot der Stunde
(21.11.2022)

Der Personalbestand beim Bund erreicht demnächst knapp
300.000 Beschäftigte. Allein durch die Ampel-Regierung
wurden im vergangenen Jahr mehr als 10.000 neue Stellen
geschaffen.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der
Alternative für Deutschland, fordert das Gebot der
Sparsamkeit ein und plädiert nicht nur für ein Stopp des
Ausbaus der Stellen, sondern einen massiven Stellenabbau im
Beamten- und Angestelltenapparat im öffentlichen Dienst.

„Wir erleben eine massive Wirtschaftskrise, Unternehmer
wissen nicht wie sie über den Winter kommen sollen, Preise,
Kosten, Steuern und Abgaben explodieren und gleichzeitig
schafft die Bundesregierung immer mehr Posten.
Insbesondere in der Bundesverwaltung, im Kanzleramt und
den Ministerien, muss schnell und zwingend überprüft
werden, welche Stellen wirklich erforderlich sind und welche
nicht. Ein deutlicher Personalabbau ist das Gebot der Stunde.
Sparsamkeit und ein verantwortungsvoller Umgang mit
Steuergeldern sind notwendig.“
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214 Tonnen CO2-Ausstoß für
Teilnahme an Weltklimakonferenz
durch Bundesregierung!
(22.11.2022)
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Nach Schätzung der Bundesregierung beläuft sich der
CO2-Ausstoß, der allein durch die Teilnahme der
Vertreter der Bundesregierung bei der 27.
Weltklimakonferenz in Sharm-el-Sheikh verursacht
wurde, auf circa 214 Tonnen. Das ergibt sich aus der
Antwort der Bundesregierung auf eine schriftliche
Anfrage des AfD-Bundestagsabgeordneten Stephan
Brandner.

Stephan Brandner teilt dazu mit:
„Die Teilnahme von Vertretern der Bundesregierung
und ihren Mitarbeitern an der nahezu ergebnislosen
Weltklimakonferenz verursachte eine CO2-Emission,
die 25 Fahrten mit einem Mittelklassewagen 40 mal
um die Erde entspricht. Während die Bundesregierung
von den Bürgern immer weitere Einschränkungen
fordert, man möglichst nur mit dem Lastendfahrrad
fahren, frieren und sich mit Waschlappen waschen
soll, gönnt sie sich selbst umfangreiche Ausflüge
nach Ägypten, deren Emission dann auch noch auf
Kosten der Steuerzahler ausgeglichen werden sollen.
Diese Doppelmoral ist bezeichnend.“

Als Stephan Brandner: Konsequentes Durchgreifen des
Rechtsstaates gegen Klimaterroristen nötig
Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) tritt für eine
bundesweite Vorbeugehaft gegen die Klimaterroristen der
Letzten Generation nach bayerischem Vorbild ein.
 
 Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der
Alternative für Deutschland, macht deutlich, dass nur ein
klares und schnelles Durchgreifen des Rechtsstaates
helfen kann, die Straftaten der Organisation einzudämmen.
Wenn dies geschähe, bedürfe es der präventiven
Vorbeugehaft nicht.
 
 „Die Zeit der Kuscheljustiz muss vorbei sein. Die
Auswüchse der Klimakleber zeigen, dass mit Verständnis
und gutem Zureden Straftaten nicht vermieden werden
können. Im Gegenteil. Unser Rechtsstaat hat sich über die
letzten Jahre hinweg zusehends lächerlich gemacht. Einzig
und sehr überraschend während der Proteste gegen die
überzogenen und verfassungswidrigen Coronamaßnahmen
konnte der ‚starke Staat‘ seine Handlungsfähigkeit
demonstrieren. Ein solches entschlossenes Vorgehen
sucht man nun, wenn massive Sachbeschädigungen oder
gefährliche Eingriffe in den Straßenverkehr stattfinden,
vergeblich.“

Konsequentes Durchgreifen des
Rechtsstaates gegen Klimaterroristen
nötig  (23.11.2022)



Steuerzahler müssen Reisen von
Bundestagsabgeordneten doppelt
zahlen
(25.11.2022)
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In seiner vergangenen Sitzung beschloss der Ältestenrat, die
CO2-Emissionen von 4.702 Tonnen, die im Jahr 2021 durch
Dienstreisen der Abgeordneten des Bundestages entstanden,
über zwei Projekte zu kompensieren. Der Großteil der
Emission soll nun durch ein Projekt „zur Nutzung effizienter
Kochöfen in Ruanda“ ausgeglichen werden. Es entstehen dem
Steuerzahler Kosten in Höhe von rund 130.000 Euro.

Der parlamentarische Geschäftsführer der AfD-
Bundestagsfraktion, Stephan Brandner, lehnt diese
Vorgehensweise grundlegend ab:

„Statt Dienstreisen deutlich zu reduzieren, entscheiden sich
die Abgeordneten dafür, ihr schlechtes Klimagewissen
einfach durch irgendwelche zweifelhaften Projekte in Afrika
zu kompensieren, obwohl hier in Deutschland Millionen
Bürger Hilfe notwendig haben und auf Entlastungen hoffen.
So wird der Steuerzahler doppelt zur Kasse gebeten: Einmal
zahlt er den Abgeordneten die Ausflüge in die ganze Welt und
dann muss er auch noch für die Kompensation aufkommen,
die nicht etwa deutschen Projekten zugutekommt. Das ist
eine Frechheit. Ich fordere von den Klimafanatikern weniger
um die Welt zu jetten: Das entspannt nicht nur den
Steuerzahler, der wenig Interesse an Reisen von
Bundestagsabgeordneten haben wird, sondern auch das
Klima, zumindest wenn man an diese Erzählung glaubt.“

Am gestrigen Donnerstag drangen mehrere
Klimaterroristen auf den Berliner Flughafen vor und
klebten sich dort auf das Rollfeld. Der Flugbetrieb
auf dem BER musste vollständig eingestellt werden.
Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher
der Alternative für Deutschland, sieht in der
neuerlichen Aktion eine weitere Grenze
überschritten: 
„Die Klimachaoten feiern sich für einen massiven
und gefährlichen Eingriff in den Flugverkehr. Ein
schweres Vergehen, das in Paragraph 315 StGB im
Mindestmaß mit sechs Monaten Freiheitsstrafe
geahndet wird. Es wird damit immer deutlicher, dass
das Ignorieren oder gar Hofieren dieser
Verblendeten zu einer immer weiteren
Radikalisierung führt. Davor warnen wir schon lange.
Bis es weitere Tote gibt, wird es nur noch eine Frage
der Zeit sein, wenn Politik, Verfassungsschutz und
Justiz die Straftaten der Klimaterroristen weiter
versuchen, wegzulächeln.“

Klimakleber auf Rollbahn des Berliner
Flughafens überschreiten weitere
Grenze 
(25.11.2022)



Ostthüringer Tourismus braucht
Unterstützung
(23.11.2022)
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Thüringen erhielt im Jahr 2021 mehr als 13 Millionen Euro
an Mitteln im Rahmen der Bund-Länder-
Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur" zur Stärkung des Tourismus in
strukturschwachen Regionen. Im Jahr 2022 erhielt der
Freistaat bislang rund 1,8 Millionen Euro. Der Anteil
Thüringens an der gesamtdeutschen Förderung beträgt
damit 10,5%.
 
Stephan Brandner, direkt gewählter
Bundestagsabgeordneter im Wahlkreis 194, Gera-Greiz-
Altenburger Land, macht deutlich: "Der strukturelle
Wandel stellt viele Regionen in Deutschland vor große
Herausforderungen, aber nicht alle können sie
gleichermaßen bewältigen. Damit auch unsere
strukturschwache Region in Thüringen die
Herausforderungen gut bewältigen und die Chancen
ergreifen kann, ist die Region auf Förderung
angewiesen. Dabei ist es von großer Bedeutung, dass die
Förderung nicht nur der Region rings um die Autobahn
A4 und dabei den touristisch eh schon gut ausgebauten
Zentren zukommt. Es ist aber zu befürchten, dass
aufgrund der vielen hausgemachten Krisen der
Bundesregierung, der Tourismus in Deutschland weiter
leidet und so die Fördergelder ins Leere laufen."

Auf eine Anfrage des AfD-
Bundestagsabgeordneten Stephan Brandner an die
Stadt Gera zur Attraktivität des Nahverkehrs,
nennt diese sogenannte „Push-Effekte“ für die
Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs,
wie die Reduzierung von Parkplätzen und die
Mautpflicht in Innenstädten und postuliert, dass
die Nutzung des ÖPNV gesundheitsförderlich sei.

Stephan Brandner, der direkt im Wahlkreis 194, zu dem
auch Gera zählt, gewählt wurde, hält dies für reinen
Hohn und macht deutlich, dass es die freie
Entscheidung eines jeden Einzelnen sein müsse,
welches Verkehrsmittel er nutze und Zwangs- und
Lenkungsmaßnahmen durch die Stadt weder nötig
noch angemessen seien:

„Gerade in den letzten Jahren haben viele Menschen
bemerkt, dass der Individualverkehr unverzichtbar ist:
überfüllte Bahnen und Busse, die während der Zeiten
des 9-Euro-Tickets die Mitnahme nicht garantieren
konnten, die sehr häufige Unzuverlässigkeit oder
schlicht die Angst vor Menschenansammlungen in
Zeiten, in denen Menschen eine Ansteckung mit
Krankheitserregern verhindern wollen, sind Gründe für
viele Bürger, den Nahverkehr zu meiden. Es ist nicht
die Aufgabe der Stadt Gera, die Menschen zu einem
gewünschten Verhalten zu zwingen. Vielmehr sollte die
Stadt an der Attraktivität des Nahverkehrs arbeiten,
ohne den Individualverkehr zu verteufeln oder es
Menschen, die sich für die Nutzung dessen
entscheiden, unnötig immer schwerer zu machen. Die
Bürger der Stadt Gera brauchen keine
Erziehungsmaßnahmen durch den Oberbürgermeister.
Zumal er auch seit viel zu langer Zeit störrisch weigert,
überhaupt nur einen Nahverkehrsplan vorzulegen."

Attraktivität des ÖPNV statt
Erziehungsmaßnahmen durch die
Stadt! 
(24.11.2022)



Aktuelle Videos
 

Das ist schäbige Pinoccio-Politik!
(Rede zum Justizhaushalt)
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Der Staat greift mit beiden
Händen in Ihre Tasche

https://www.youtube.com/watch?v=NF9A45BEoZM
https://www.youtube.com/watch?v=YXuEZFAyuSY&t=154s
https://www.youtube.com/watch?v=YXuEZFAyuSY


Kommende Termine 
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Kommen Sie vorbei!



Kommende Termine - Sprechstunde
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Ich möchte Ihnen die Möglichkeit geben mit mir ins
Gespräch zu kommen.

 
Ihr/Euer Stephan Brandner

 
Anmeldung bitte unter kontakt@brandner-im-bundestag.de



Kommende Termine für das Jahr 2023.
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Wir starten gemeinsam mit Elan ins neue
Jahr 2023. 



Mittwoch, 23.11. 
Mit Götz Frömming 
 im Vermittlungs-
ausschuss zur
Einführung des
Bürgergeldes ab
Januar 2023

Mittwoch, 23.11.
Biosphärenreservat:

Veranstaltung im
Deutschen Bundestag

 

#Brandnerunterwegs  
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Mittwoch, 23.11.
Arbeitskreis 

Recht

Samstag, 26.11.
Beim

Landeskongress der
Jungen Alternative

https://www.facebook.com/hashtag/vermittlungsausschu%C3%9F?__eep__=6&__cft__[0]=AZU0SX36P_S8QWLvDVbWY5BjYQamZ9mSaG3s8fs6pbK9bSnr0XO8hUuwuDNBTWfj7orslMvrnWaOYNySDPo3MXmTSfudv1aonLeka5_jBVPuqToufblIBpyq73xV7d8--wQE5o3XbHUk5oDnwTWfpx38Zhebv3wGKKKsqWFw5fRZK-S2FYmIOQdMyuV17BjDgC0&__tn__=*NK-R


Wir stehen an Ihrer Seite
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Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
E-Post: zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
E-Post: soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Apolda
Ritterstraße 4 
99510 Apolda
Tel.: 0 36 44 - 83 20 468
E-Post: apolda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Fr: 10-14 Uhr

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.twitter.com/stbrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Besuchen Sie mich auch im Netz

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
E-Post: kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di bis Do: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do und Fr: 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Altenburg
Kesselgasse 25
04600 Altenburg
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
E-Post: altenburg@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo und Mi: 10-17 Uhr

Stellen Sie Ihre Fragen bei Abgeordnetenwatch

Kreisverband Jena-Gera-SHK
Sparkasse Jena Saale-Holzland
IBAN: DE42 8305 3030 0018 0346 75
BIC: HELADEF1JEN
Verwendungszweck: Stephan Brandner

Möchten Sie mich finanziell unterstützen?

Stephan Brandner 
Platz der Republik 1
11011 Berlin 


